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Antwort
der Bundesregierung
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Unterschiedliche Regelungen für Ausländer und Deutsche in der Bundesrepublik
Deutschland

In der Bundesrepublik Deutschland gibt es immer noch eine strukturelle ge-
setzliche Benachteiligung von Ausländerinnen und Ausländern. Diese Be-
nachteiligung basiert auf Bundesgesetzen, Verordnungen der Bundesregie-
rung und Verwaltungsvorschriften des Bundes, die für Deutsche einerseits
und Ausländerinnen und Ausländern andererseits unterschiedliche Rege-
lungen treffen.

1. In welchen Bundesgesetzen, Verordnungen der Bundesregierung und
Verwaltungsvorschriften des Bundes gibt es einerseits für Deutsche und
andererseits für Ausländerinnen und Ausländer unterschiedliche Rege-
lungen (bitte einzeln aufführen)?

Eine Auflistung aller Normen des geltenden Bundesrechts, die etwa im
Bereich des Zivil-, Straf-, Verwaltungs-, Sozial- oder Steuerrechts unter-
schiedliche Regelungen für Deutsche und Ausländer enthalten, würde
einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern, der nicht zu vertreten ist.
In diesem Zusammenhang ist zu berücksichtigen, daß in einer solchen
Aufstellung nicht nur zwischen Deutschen und Ausländern unterschieden
werden müßte, sondern daß häufig unterschiedliche Regelungen für
Staatsangehörige der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft
und des Europäischen Wirtschaftsraums einerseits und für Drittstaatsan-
gehörige andererseits gelten.

2. Welche dieser unterschiedlichen Regelungen für Deutsche einerseits und
für Ausländerinnen und Ausländer andererseits gedenkt die Bundes-
regierung im Sinne der Gleichbehandlung wann aufzuheben (bitte die
geplanten Vorhaben einzeln auflisten)?
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Die Bundesregierung ist bestrebt, die Integration der rechtmäßig und auf
Dauer in Deutschland lebenden Ausländer zu fördern. Zu diesem Zweck
wird sie sich vorrangig den in der Koalitionsvereinbarung vom 20. Oktober
1998 angekündigten gesetzlichen Reformvorhaben zuwenden, in deren
Mittelpunkt die Neuordnung des Staatsangehörigkeitsrechts steht. Dar-
über hinaus enthält die Koalitionsvereinbarung den Auftrag, ein Gesetz
gegen Diskriminierung zu schaffen, das unter anderem Schutz vor unge-
rechtfertigter Benachteiligung wegen der Herkunft, Hautfarbe oder der
ethnischen Zugehörigkeit bieten soll. Im Rahmen eines solchen Vorha-
bens wird auch zu prüfen sein, ob bestehende unterschiedliche Regelun-
gen für Deutsche und Ausländer aufgehoben werden können. Zudem
wird bei jedem Rechtsetzungsakt eingehend geprüft, ob unterschiedliche
Regelungen für Deutsche und Ausländer sachlich gerechtfertigt sind.
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